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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das Eid-
genössische Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung.  

 
Begründung 

Der Regierungsrat unterstützt den vorliegenden Gesetzesentwurf, soweit er 
dem Bundesrat erlaubt, sich weiterhin den von der Europäischen Union be-
schlossenen Sanktionen gegen die Russische Föderation anzuschliessen. 
Mit Zurückhaltung nimmt der Regierungsrat jedoch zur Kenntnis, dass die 
vorgesehene Abweichung vom Embargogesetz zur Folge hat, dass die 
Schweiz zur Wahrung ihrer Neutralität als weltweit einziges Land auch Sank-
tionen gegenüber der Ukraine verhängt. 
 

                                                                                           
 

 


